
1 2

1= überbaubare Flächen
2= nicht überbaubare Flächen

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohgebiet

Mischgebiet

Kerngebiet

WA WA

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB)

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze

Zahl der Vollgeschosse zwingend
Grundflächenzahl0,6

z.B.

z.B.

3. BAUWEISE, BAUGRENZE, BAULINIE
(gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB und §§ 22, 23 BauNVO)

geschlossene Bauweiseg

Baugrenze

Bäume erhalten

7. SONSTIGE PLANZEICHEN

Grenze des Änderungsbereiches der 3. Änderung

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von 
Baugebieten oder zulässiger Geschossigkeit

Flachdach zulässigFD

MI MI

MK MK

4. VERKEHRSFLÄCHEN
(gem. § 9 (1) Nr. 11 UND (6) BauGB)

Strassenverkehrsfläche

Verkehrsflächen mit besonderer 
Zweckbestimmung

Parkplätze

5. GRÜNFLÄCHEN
(gem. § 5 (2) Nr. 5 UND (4) § 9 (1) Nr.15 UND (6) BauGB)

Grünfläche

Spielplatz

6. UMGRENZUNG VON FLÄCHEN ZUM ANPFLANZEN VON 
    BÄUMEN, STRÄUCHERN UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

(gem. § 9 (1) Nr. 25 BUCHSTABE a) UND (6) BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Strassenbegrenzungslinie

Umgrenzung von Flächen für Stellplätze, 
Müllcontainer, Fahrräder, etc

C Müllcontainer
GSt Gemeinschaftsstellplätze

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Anpflan-
zungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern 
und sonstigen Bepflanzungen

Fußweg

Geh- Fahr- und Leitungsrecht

A

B

ST Stellplätze
ohne Sperrbügel für Kunden
mit Sperrbügel für Mieter / Kunden

ß Fahnenmast
Poller

Ergänzungen / Änderungen nach der öffenlichen 
Auslegung

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung ( gem. § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB )

1.1 MI - Mischgebiete (gem. § 6 BauNVO )
Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, daß die nach § 6 Abs. 2 BauNVO 
allgemein zulässigen Nutzungsarten

Nr. 6  Gartenbaubetriebe,
Nr. 7  Tankstellen,
Nr. 8  Vergnügungsstätten i.S. des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO,

 nicht zulässig sind.

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO wird festgesetzt, daß die nach § 6 Abs. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungsarten  nicht Bestandteil des Bebauungsplanes 
werden.

2. Maß der Baulichen Nutzung ( gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB )

Die Geschoßzahlen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes KE 2 A werden in die 
3. Änderung des Bebauungsplanes 2 A übernommen und festgesetzt.
Die festgesetzte Grundflächenzahl mit 0,6, entspricht den Höchstwerten des § 17 
BauNVO, wobei diese um 50 % entsprechend der in  § 19 ( 4 ) 1 BauNVO 
bezeich-neten Anlagen überschritten werden darf.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche ( gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB )

Für das Mischgebiet werden entsprechend des Ursprungsplanes die geschlossene 
Bauweise und  die überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen festgesetzt.

4. Flächen für Stellplätze (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Innerhalb der mit           gekennzeichneten Flächen sind nur Stellplätze für 
Kunden ohne Sperrbügel zulässig.

Innerhalb der mit          gekennzeichneten Flächen sind Stellplätze für Mieter / 
Kunden mit Sperrbügel zulässig.

5. Erhaltung und Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen  (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a+b BauGB)

5.1    Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

Die mit Signatur               gekennzeichneten Flächen sind mit niedrig wachsenden 
einheimischen und standortgerechten Sträuchern, Bodendeckern und Stauden zu 
bepflanzen und dauerhaft zu erhalten. Je m² Pflanzfläche ist ein Strauch zu pflanzen.

5.2 Anpflanzung von Einzelbäumen

Im Bereich der Stellplatz- und Parkplatzflächen sind entsprechend der im 
Bebauungsplan festgelegten Standorte großkronige Laubbäume zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten.
An den im Innenhof festgesetzten Standorten sind insgesamt 10 kleinkronige 
Laubbäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

5.2 Kinderspielplatz

Für die randliche Bepflanzung / Eingrünung des Kinderspielplatzes sind heimische, 
standortgerechte Sträucher zu wählen und dauerhaft zu unterhalten. Innerhalb der an 
den Kinderspielplatz angrenzenden Pflanzflächen sind giftige Gehölze unzulässig.

Die Oberflächengestaltung ist nur mit wasserdurchlässigen Materialien zulässig.

5.3 Bindungen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern

Innerhalb der mit Signatur               gekennzeichneten Flächen sind die vorhandenen 
Einzelbäume und Gehölzbestände zu erhalten und bei Baumaßnahmen gemäß DIN 
18920 zu schützen.

Die im Bebauungsplan vorhandenen Einzelbäume sind zu pflegen und dauerhaft 
zu erhalten und ggf. durch gleichwertige Bäume zu ersetzen. 

B BAUORDNUNGSRECHTLICHE  VORSCHRIFTEN
( gem. § 9 Abs. 4 i.V.m. § 12 und 86 BauO NW )

1. Allgemeine Anforderungen

1.1 Dachform

Zulässig sind Flachdächer mit einer Neigung von max. 3 Grad.

1.2 Werbeanlagen

Fahnenmasten
Innerhalb des Plangebietes sind an den im Bebauungsplan gekennzeichneten 
Standorten insgesamt 9 Fahnenmasten mit einer Höhe von maximal 6,0 m über 
angrenzender Oberfläche zulässig.

Werbetafeln
Innerhalb des Plangebietes sind an den gekennzeichneten Standorten 
insgesamt 3 Werbetafeln zulässig. Die Werbetafeln dürfen maximal 3,5 m breit 
und 2,0 m hoch sein. Die Gesamthöhe darf 4,0 m über angrenzender Oberfläche 
nicht überschreiten.

C HINWEISE

1. Bei den Bodenbewegungen auftretende archäologische Bodenfunde und Befunde 
oder Zeugnisse tierischen und pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit sind 
gemäß Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande Nordrhein 
Westfalen (Denkmalschutzgesetz -DschG) vom 11.03.1980 (GV.NW. S.277/SGV 
NRW.224) dem Rheinischen Amt für Bodendenkmalpflege in Bonn unmittelbar zu 
melden. Dessen Weisung für den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

2. Bei Auffinden von Bombenblindgängern / Kampfmitteln während der Erdbau- 
arbeiten sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten sofort einzustellen und die nächst- 
gelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst zu verständigen.

3.  Die DIN 18920 'Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen' 
und die RAS LG4 'Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustelllen' 
sind zu beachten.

A

B
* Unzutreffendes streichen

Die vorliegende Plangrundlage ist z.T. eine
Abzeichnung - Vergrößerung der Kataster-
flurkarte.

Die Flurkarte ist entstanden im Jahre ..............
im Maßstab ...................... durch .....................
Uraufnahme - vereinfachte - Teil - Neuver-
messung.

Die Plangrundlage enthält außerdem die Er-
gebnisse von Ergänzungsvermessungen
(z.B. Gebäude).

Die vorliegende Plangrundlage wurde z.T. -
neu kartiert, nach einwandfreien Fortf. - Ver-
messungen (Nr.55 FA II) - nach einer Teilneu-
vermessung und unter Verwendung von Fortf.
- Vermessungen (vereinfachte Neuvermes-
sung) - nach einer Neuvermessung gem. Erg.
- Best. und Vermessungspunktanweisung.

Die Darstellung entspricht dem Zustand vom

...........................

......................................................

..........................................................................
Ö.b.Verm.

Es wird bescheinigt, daß die Festlegung der
städtebaulichen Planung geometrisch eindeutig 
ist.

..................................................

.........................................................................
Ö.b.Verm.

Ausfertigung

Baugesetzbuch   (BauGB)   in der Neufassung
des Baugesetzbuches vom 27.08.1997,
(BGBl. I S.2141)

Baunutzungsverordnung   (BauNVO)  in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
23.01.1990 (BGBI. I S. 132), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung 
von Investitionen und der Bereitstellung von 
Wohnbauland vom 22.04.1993, (BGBl. I S. 
466)

Verordnung über die Ausarbeitung der
Bauleitpläne und die Darstellung des Pla-
ninhalts  (Planzeichenverordnung 1990 - 
PlanzV 90)  vom 18.12.1990, (BGBl. I  1991, 
S. 58)

Bauordnung  für das Land Nordrhein-
Westfalen  - Landesbauordnung - (BauO 
NW) vom 01.03.2000 (GVBI. 2000, S. 256) in 
der zur Zeit gültigen Fassung.

Gesetz über Naturschutz und Landschafts-
pflege  (Bundesnaturschutzgesetz - 
BNatSchG)  in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 12.03.1987, (BGBI. I S. 889) 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes 
zur Änderung des Baugesetzbuches und zur 
Neuregelung des Rechts der Raumordnung 
(Bau - und Raumordnungsgesetz 1998 - 
BauROG) (BGBl. I S. 2110) vom 18.08.1997

Gemeindeordnung  für das Land Nordrhein -
Westfalen (GO NW)  in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S.
666), in der zur Zeit gültigen Fassung

Dieser Plan ist die Ausfertigung, die der Rat
der Stadt Kerpen in seiner Sitzung vom
......................... gem. § 10 (1) BauGB als 
Satzung beschlossen hat.

.........................................................................
Bürgermeister 

Plangrundlage Rechtsgrundlagen

Verfahren

Dieser Plan stimmt mit dem Urkundsplan und
den darauf verzeichneten Vermerken überein.
Dieser Plan ist Urkundsplan.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Der Aufstellungsbeschluß ist gem. § 2 (1) des 
BauGB am .................... ortsüblich bekannt 
gemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Eine erneute Offenlage gem. § 3 (3) BauGB
i.V.m.  § 3 (2) BauGB, zu den Änderungen 
bzw. Ergänzungen nach der öffentlichen 
Auslegung erfolgte vom ......................... bis 
........................ . 
Ort und Dauer der erneuten Auslegung wur-
den am ......................... gem. § 3 (2) BauGB 
ortsüblich bekanntgemacht.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser Bebauungsplan wurde entworfen und 
angefertigt vom Fachbereich 2 "Planen, Bau-
en, Wohnen", Abteilung 2.1 "Räumliche Pla-
nung und Entwicklung" der Stadt Kerpen.

Kerpen, den .........................

.........................................................................

*
Die Unterrichtung der Bürger sowie die Erörte-
rung gem. § 3 (1) BauGB hat in der Zeit vom
....................... bis ........................ stattgefun-
den.

Gem. Beschluß des Ausschusses für Stadt-
planung und Verkehr der Stadt Kerpen vom 
....................... wurde gem. § 3 (1) Nr. 1, 2 
BauGB von der Unterrichtung und Erörterung 
gem. § 3 (1)  BauGB abgesehen.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser Plan ist gem. § 10 (1) BauGB vom Rat 
der Stadt Kerpen am ........................ als Sat-
zung beschlossen worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister / Ratsmitglied

Dieser Bebauungsplan wurde unter Mitwir-
kung folgender Fachplaner erstellt:

*
Dieser Plan hat gem. § 3 (2) BauGB gem.
Beschluß des Ausschusses für Stadtplanung
und Verkehr der Stadt Kerpen vom 
....................... in der Zeit vom ....................... 
bis ....................... öffentlich ausgelegen.

Ort und Dauer der Auslegung wurden am 
....................... gem. § 3 (2) BauGB ortsüblich 
bekanntgemacht.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Dieser Plan wurde gem. § 10 (2) des BauGB 
am ....................... zur Genehmigung vorge-
legt.  Verletzungen von Rechtsvorschrif-
ten werden nicht geltend gemacht. Zu diesem 
Plan gehört die Verfügung vom .......................
AZ ........................... .

Köln, den .........................

..........................................................................
Bezirksregierung Köln                      im Auftrag

Bestandteil des Bebauungsplanes sind:

Textliche Festsetzungen

Diesem Bebauungsplan sind eine Begründung 
und folgende Anlagen zur Begründung beige-
fügt:

- Landschaftspflegerischer Fachbeitrag

- .....

- .....

- .....

*
Änderungen bzw. Ergänzungen gem. § 3 (3) 
BauGB nach der öffentlichen Auslegung 
erfolgten gem. Beschlußfassung des Aus-
schusses für Stadtplanung und Verkehr der 
Stadt Kerpen vom ........................ .

Kerpen, den .......................

..........................................................................
Bürgermeister

Der Satzungsbeschluß nach § 10 (1) BauGB 
sowie Ort und Zeit der Einsichtnahme sind 
gem.
§ 10 (3) BauGB am ....................... bekannt-
gemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister  

*
Dieser Plan ist gem. § 2 (1) BauGB durch 
Beschluß des Ausschusses für Stadtplanung 
und Verkehr der Stadt Kerpen vom 
....................... aufgestellt worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Eine eingeschränkte Beteiligung gem. § 3 (3) 
Satz 3 des BauGB zu der (den) Änderung(en) 
bzw. Ergänzung(en) nach der öffentlichen 
Auslegung erfolgte vom ....................... bis 
....................... .

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister

Die Erteilung der Genehmigung der Bezirks-
regierung sowie Ort und Zeit der Einsichtnah-
me sind gem. § 10 (3) BauGB am 
....................... bekanntgemacht worden.

Kerpen, den .........................

..........................................................................
Bürgermeister
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Anpassung an BP 272 A

A
B

Ergänzungen / Änderungen nach der 
öffentlichen Auslegung

Vorhabenbezogener Bebauungsplan
"Maastrichter Straße"

Stadtteil Kerpen
Bebauungsplan KE Nr. 2 A

3. Änderung

VORHABENBEZOGENER 
BEBAUUNGSPLAN

KE Nr. 2 A 3. Änderung
Entwurf

"Maastrichter Straße"
Stadt Kerpen,

Amt 34 - Stadtplanung, Stadtentwicklung, Bauen
Stand: September 2005 / Januar 2006
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